„Aufhebung“ der Urteile des VGH – Entschließung des Deutschen Bundestages 1985

Die Entschließung 1985 war keine gesetzliche Neuerung, sondern eine nochmalige Bekräftigung des Bestehenden mit großer Symbolwirkung: 

Tatsache ist, dass die Urteile gegen die Weiße Rose durch das Bayerische Gesetz Nr. 21 vom 28. Mai 1946 bzw. durch das Baden-Württembergische Gesetz Nr. 29 vom 15. Juni 1946 bereits aufgehoben worden waren.  

Wegen mangelnder Vergangenheitsbewältigung innerhalb der Justiz kam es jedoch immer wieder zu Pannen und Fehlern in der praktischen Anwendung. Auch seitens des Bundesgerichtshof hatte es immer wieder die Behauptung gegeben, der VGH sei ein „ordentliches Gericht“ gewesen. 1983 waren noch 3 Urteile des VGH und 339 Urteile von Sondergerichten im Bundeszentralregister eingetragen. Beispiel der Weißen Rose: FJM [Franz-Josef Müller] erhielt in einem Schreiben des Justizministers Baden-Württembergs 1983 die Antwort, das VGH-Urteil gegen ihn sei wahrscheinlich noch gültig. Er hätte unter anderem auch die Antragsfrist auf Aufhebung versäumt. 

Um diese Unklarheiten zu beseitigen, stellte die SPD-Fraktion auf Anregung des Präsidenten des BGH einen Antrag auf „Nichtigkeit der Entscheidungen der als Volksgerichtshof und Sondergerichte bezeichneten Werkzeuge des nationalsozialistischen Unrechtsregimes“.

Daraufhin kam es am 25. 1.1985 zur Entschließung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestag mit dem Beschluss: Die Entscheidungen des VGH hatten nie Rechtswirkung, da der VGH ein „Terrorinstrument“ war. Alle Urteile des VGH waren somit „nichtig“, da sie nie eine rechtliche Grundlage gehabt hatten. Deswegen sei auch die Formulierung „aufheben“ falsch.

Somit war die Formulierung von Verhoeven in seinem ersten Nachspann, „nach Auffassung des BGH würden die Urteile noch immer gelten“, sachlich falsch. Seine zweite Version des Nachspanns „bislang haben noch keine Bundesregierung und kein Bundestag sich dazu entschließen können, sämtliche Urteile des Volksgerichtshofes per Gesetz zu annullieren“ wird der Problematik schon eher gerecht. Die Forderung nach einem neuen Gesetz ist jedoch trotzdem absurd, da die Urteile der Mitglieder der Weißen Rose kraft Gesetzes bereits aufgehoben sind. Deswegen kam es lediglich zur Entschließung 1985.

(Ursula Kaufmann, Weiße-Rose-Stiftung)
==========
Ergänzung Tinka Reichmann 23.08.2011
Auf die Entschließung des Bundestags von 1985 hin wurde das “Gesetz zur Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege” vom 25.08.1998 erlassen. Gesetzestext im Volltext:

http://www.gesetze-im-internet.de/ns-aufhg/BJNR250110998.html 
